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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Sitzung des Europäischen Rates am 28./29. Juni 1985 in Mailand 


Am 28./29. Juni 1985 treffen sich die Staats- und Regierungschefs 
der EG in Mailand. Die Sitzung soll entscheidende Fortschritte in 
Richtung auf eine politische Union bringen. 

Der Europäische Rat hat mit dieser Zielsetzung in Fontainebleau 
einen Ausschuß aus persönlichen Beauftragten der Staats- und 
Regierungschefs eingesetzt, der Vorschläge zur institutionellen 
Weiterentwicklung der EG erarbeiten sollte. Wichtigste Ziele 
waren dabei, die Arbeit der bestehenden Institutionen zu verbes- 
sern den vorhandenen Ansatz einer gemeinsamen Außen- und 
Sicher heitspolitik weiter zu entwickeln, den Binnenmarkt auszu- 
bauen sowie der Wirtschafts- und Währungspolitik neue Impulse 
zu geben. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Der Deutsche Bundestag ist mit der Bundesregierung der 
Auffassung, daß die Europäische Gemeinschaft eine poli- 
tische Perspektive braucht und den Blick auf die Zukunft 
richten muß. Die auf Initiative von Bundeskanzler Kohl vor- 
gesehene Befassung des Europäischen Rates in Mailand mit 
den Vorschlägen des Ad-hoc-Ausschusses für institutionelle 
Fragen sowie mit den Überlegungen des gleichzeitig in 
Fontainebleau eingesetzten Ausschusses „Europa der 
Bürger" wird begrüßt. 

2. Besonders dringlich sind durchgreifende institutionelle 
Reformen, insbesondere hinsichtlich des Abstimmungsver- 
fahrens im Rat. Es ist nicht länger hinnehmbar, daß seit dem 
Luxemburger Dissens Mitte der 60er Jahre der Rat still- 
schweigend auch in den Fällen Einstimmigkeit praktiziert, 
in denen die Römischen Verträge Mehrheitsabstimmungen 
vorsehen. Hierdurch werden Entscheidungen auch über 
drängende Fragen blockiert, weü ein Mitgliedstaat einen 
Beschluß so lange verzögern kann, bis seine Forderungen 
wenigstens annnähemd erfüllt sind. 



Drucksache 1 0/3564 Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


3. Das Europäische Parlament hat bisher ein sehr ein- 
geschränktes Mitspracherecht bei der Gestaltung der 
Gemeinschaftspolitik. Die Entscheidungsbefugnisse der 
direkt gewählten Abgeordneten müssen verbessert werden. 
Das Europäische Parlament muß mit legislativen Kompeten- 
zen ausgestattet werden. 

4. In der Europäischen Gemeinschaft sind derzeit mehr als 
13 Milhonen Menschen ohne Beschäftigung. Eine Besse- 
rung ist so lange nicht zu erwarten, wie sich die Mitglied- 
staaten nicht zu gemeinsamen beschäftigungsfördernden 
Initiativen entschließen. Nur mit einer gemeinsamen Strate- 
gie, nicht mit nationalen Alleingängen, ist die Massenar- 
beitslosigkeit in Europa zu überwinden. 

Zur dauerhaften Stärkung der Wirtschaftskraft Europas ist es 
unbedingt erforderlich, einen echten europäischen Binnen- 
markt zu schaffen, den europäischen Forscher- und Erfin- 
dergeist besser zu nutzen und das Europäische Währungs- 
system weiter so auszubauen, daß Europa in der Währungs- 
politik mit einer Stimme spricht. 

5. Die akuten Belastungen der Umwelt, die Gefährdung von 
Wasser, Luft und Boden haben dramatische Ausmaße ange- 
nommen. Umweltschäden sind nicht durch Staatsgrenzen 
aufzuhalten. Die Probleme erfordern eine gemeinsame 
Umweltpolitik der EG-Mitgliedstaaten. 

6. Für die Selbstbehauptung Europas in der Welt reicht eine 
verbesserte wirtschaftliche und umweltpolitische Zusam- 
menarbeit allein nicht aus. Die EG kann ihrer Rolle in der 
Welt nur gerecht werden, wenn sie auch in außen- und 
sicherheitspolitischen Fragen mit einer Stimme spricht und 
wenn hierfür eine vertraglich abgesicherte Grundlage 
gefunden wird. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

1. sich für die Einberufung einer Regierungskonferenz der EG- 
Mitgliedstaaten einzusetzen, die auf der Grundlage der 
durch die bestehenden Verträge über die Europäischen 
Gemeinschaften bereits geschaffenen europäischen Integra- 
tion, des Vertragsentwurfs des Europäischen Parlaments zur 
Gründung einer Europäischen Union, der feierlichen Erklä- 
rung von Stuttgart und des Berichts des Ad-hoc-Ausschusses 
für institutionelle Fragen bis zum 30. November 1985 kon- 
krete Vorschläge für vertragliche Regelungen zur Schaffung 
einer Europäischen Union zu erarbeiten; / 

2. dem Deutschen Bundestag bis zum 30. September 1985 eine 
detaillierte Stellungnahme zum Entwurf des Europäischen 
Parlaments zur Gründung der Europäischen Union (Druck- 
sache 10/1423) vorzulegen; 

3. sich bereits jetzt an ihre mehrfach vorgebrachte Forderung 
zu halten, zu den Mehrheitsregeln der Römischen Verträge 
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zurückzukehren und dementsprechend ihre Haltung bei 
der Entscheidung über die Festsetzung der Getreidepreise 
1985/86 - hier sieht der EWG-Vertrag Mehrheitsentschei- 
dung vor - zu korrigieren; 

4. in Kooperation mit den anderen EG-Mitgliedstaaten eine 
Politik beschäftigungsfördernder Maßnahmen zu beschlie- 
ßen und hierfür die notwendigen Haushaltsmittel zur Ver- 
fügung zu stellen; dabei muß es vorrangig darum gehen, die 
Binnennachfrage in Europa zu stärken, Maßnahmen zur 
Beschleunigung von strukturellen Anpassungsprozessen zu 
treffen, gezielte Initiativen zur Wiedereingliederung von 
Langzeitarbeitslosen und beschäftigungslosen Jugendlichen 
zu ergreifen sowie die Arbeitszeit in allen möglichen Formen 
zu reduzieren; 

5. die Notwendigen Voraussetzungen finanzieller, organisa- 
torischer und personeller Art für eine gemeinsame Techno- 
logiepolitik durch die Inangriffnahme gemeinsamer Pro- 
jekte, z. B. auf den Gebieten Informationstechnik, Umwelt- 
forschung, Opto-Elektronik, Großcomputer und Weltraum- 
fahrt zu schaffen; 

6. die Vorschläge des Ad-hoc-Ausschusses für institutioneile 
Fragen für die Schaffung eines echten gemeinsamen Bin- 
nenmarktes und für den Ausbau des Europäischen Wäh- 
rungssystems mit Nachdruck zu unterstützen; 

7. für den Europäischen Rat ein Verhandlungspaket zu schnü- 
ren mit dem Ziel, unseren EG-Partnern die Zustimmung für 
europäische Pkw- Ab gasgrenz werte abzuringen, die eine 
90 %ige Schadstoffminderung gewährleisten. 

Bonn, den 26. Juni 1985 


Dr. Vogel und Fraktion 
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